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Kleine Anfrage 1105 
der Abgeordneten Jean-Pascal Hohm (AfD-Fraktion), Lena Kotré (AfD-Fraktion) und Wilko 
Möller (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Abhandenkommen von Asservaten in polizeilicher Verwahrung 

In den Morgenstunden des 22. März 2024 beschlagnahmten Polizeikräfte in Templin ein 
etwa 1 m × 1 m großes Plakat in Form einer selbst angefertigten Bildcollage. Diese setzte 
sich kritisch mit dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk und dessen Umgang mit Corona-Kriti-
kern, den Corona-Maßnahmen, dem Nationalsozialismus sowie der Position der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen im Landtag Brandenburg zur Erhöhung des Rundfunkbeitrags aus-
einander. Gegen den Urheber wurde ein Ermittlungsverfahren wegen Volksverhetzung ein-
geleitet. 
 
Gegen die Sicherstellung des Plakats erhob der Beschuldigte Widerspruch. Über den An-
trag der Staatsanwaltschaft auf richterliche Bestätigung der Beschlagnahme entschied der 
zuständige Ermittlungsrichter des Amtsgerichts Neuruppin mit Beschluss vom 7. Januar 
2026 und damit nahezu zwei Jahre nach der Beschlagnahme. Mit diesem Beschluss wurde 
der Antrag der Staatsanwaltschaft als unbegründet zurückgewiesen, da das Gericht keinen 
hinreichenden Tatverdacht erkennen konnte. 
 
Die Staatsanwaltschaft Neuruppin verzichtete auf die Einlegung eines Rechtsmittels und 
stellte das unter dem Aktenzeichen 326 Js 16508/24 geführte Ermittlungsverfahren gemäß 
§ 170 Absatz 2 der Strafprozessordnung mangels hinreichenden Tatverdachts ein. Parallel 
verfügte sie die Herausgabe des beschlagnahmten Plakats an den Eigentümer. Eine Her-
ausgabe konnte jedoch nicht erfolgen, da das Plakat nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft 
an den ehemals Beschuldigten mit Schreiben vom 4. Mai 2026 „vermutlich im Zuge der 
andauernden Bauarbeiten im Dienstgebäude" der Polizeidirektion Ost versehentlich ent-
sorgt worden sei. 
 
Wir fragen die Landesregierung: 

1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu dem vorstehend geschilderten 
Fall des in polizeilicher Verwahrung abhandengekommenen Asservats vor? 

2. Wann wurde das betreffende Plakat in die amtliche Verwahrung übernommen und wel-
che Polizeidienststelle war seitdem für dessen Verwahrung verantwortlich? 

3. Welche Maßnahmen wurden zur Dokumentation, Kennzeichnung und Sicherung des 
Asservats im konkreten Fall getroffen? 
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4. Wann und unter welchen Umständen wurde erstmals festgestellt, dass das Asservat 
nicht mehr auffindbar ist? 

5. Welche tatsächlichen Anhaltspunkte liegen der Annahme zugrunde, das Plakat sei 
„vermutlich im Zuge der andauernden Bauarbeiten im Dienstgebäude“ der Polizeidi-
rektion Ost versehentlich entsorgt worden? 

6. Wurden im Zusammenhang mit dem Abhandenkommen des Plakats interne Ermittlun-
gen, disziplinarische Prüfungen oder sonstige Untersuchungen eingeleitet? Wenn ja, 
mit welchem Ergebnis? 

7. Welche technischen und organisatorischen Vorgaben bestehen in Brandenburg für die 
Verwahrung, die Dokumentation und die Nachverfolgung von Asservaten durch die 
Polizei? 

8. In wie vielen Fällen sind in Brandenburg im Zeitraum von 2016 bis einschließlich 2025 
Asservate aus Ermittlungs- und Strafverfahren aus amtlicher Verwahrung abhanden-
gekommen (bitte nach Jahren aufschlüsseln)? 

9. Um welche Arten von Asservaten handelte es sich in den unter Frage 8 genannten 
Fällen jeweils? 

10. Welche Ursachen wurden in den unter Frage 8 genannten Fällen jeweils für das Ab-
handenkommen festgestellt? 

11. In wie vielen Fällen konnten die im Zeitraum von 2016 bis 2025 abhandengekomme-
nen Asservate wieder habhaft gemacht werden? 

12. In wie vielen der unter Frage 8 genannten Fälle wurden dienst- oder disziplinarrechtli-
che Maßnahmen geprüft oder eingeleitet und zu welchen Ergebnissen haben diese 
geführt? 

13. In wie vielen Fällen wurden gegenüber dem Land Brandenburg im Zeitraum von 2016 
bis einschließlich 2025 aufgrund des Abhandenkommens von Asservaten Schadens-
ersatzansprüche geltend gemacht (bitte jährlich aufschlüsseln)? 

14. In welcher Höhe wurden in den unter Frage 12 genannten Fällen Schadensersatzan-
sprüche jeweils geltend gemacht (bitte jährlich unter Angabe der Gesamtsumme aus-
weisen)? 

15. In welcher Höhe wurden im Zeitraum von 2016 bis einschließlich 2025 tatsächlich 
Schadensersatzzahlungen durch das Land Brandenburg aufgrund des Abhandenkom-
mens von Asservaten geleistet (bitte jährlich aufschlüsseln)? 

16. Wie lange dauerte im Zeitraum von 2016 bis einschließlich 2025 durchschnittlich die 
richterliche Entscheidung über Anträge auf Bestätigung einer Beschlagnahme gemäß 
§ 98 Absatz 2 der Strafprozessordnung in Brandenburg? 

17. Welche Gründe sind nach Kenntnis der Landesregierung dafür ursächlich, dass über 
den Antrag auf richterliche Bestätigung der Beschlagnahme im vorstehend geschilder-
ten Fall erst nahezu zwei Jahre nach Antragstellung entschieden wurde? 
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18. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Landesregierung zu ergreifen, um künftig sowohl 
eine ordnungsgemäße Verwahrung von Asservaten als auch eine zeitnahe richterliche 
Entscheidung über Beschlagnahmen sicherzustellen? 

19. Hält die Landesregierung die bestehenden technischen und organisatorischen Rege-
lungen zur Asservatenverwaltung für ausreichend? Falls ja, warum? Falls nein, wel-
chen Änderungsbedarf sieht sie? 
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